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Wir Grundversorger sollten
auch in Bern vertreten sein

Erfreut hat mich der Artikel von Reto

Castelberg [1] über die Tätigkeiten der

OSGAM. Mir fiel ein Stein vom Herzen:

Endlich sind da Kollegen, welche die Zei-

chen der Zeit erkannt haben und, wie üb-

rigens für andere Berufsgruppen schon

längst selbstverständlich, PR-Massnah-

men ergreifen und Kontakt zur Politik

aufnehmen. Tendenziell merken langsam

auch die Beharrlichsten, dass sich mit

standeseigenen Mitteilungen untereinan-

der in der Grundversorger-Enklave allein

nichts ändert, sondern dass die Anliegen

der Grundversorger nach aussen getra-

gen werden müssen, sprich der Bevölke-

rung und Politikern zugänglich gemacht

werden müssen. Wenn ein so bekannter

Politiker wie Ständerat Eugen David

(CVP), immerhin auch noch Verwal-

tungsratspräsident der Helsana, nicht

weiss, dass 60–70% des Bruttoumsatzes

eines Grundversorgers an Unkosten vor

Steuern wegfallen [2], dann stimmt das

bedenklich und zeigt, dass Bevölkerung

und Politik unserer Hilfe, Informationen

und Bestandesaufnahmen bedürfen. 

Bereits merken die Randregionen, oder

stellen mit Schrecken fest, dass ihr Gebiet

bereits jetzt oder in kurzer Zeit nicht

mehr durch einen Grundversorger abge-

deckt sein wird, sei es, weil der Landarzt

altershalber aufhört und keinen Nachfol-

ger findet, oder weil sich die ärztliche

Grundversorgertätigkeit dort einfach

nicht mehr rechnet. Eindrücklich hat dies

auch der Bericht der Rundschau (Rund-

schau, SF DRS, 19.1.2005) über die Bünd-

ner Randregionen gezeigt. Unsere Ge-

sundheitspolitik wird doch weitgehend

von Ökonomen, Juristen und Bürokraten

gestaltet, die als gewählte Politiker Lö-

sungen präsentieren müssen, obwohl sie

sich in der Regel in der Grundversorger-

realität nicht auskennen. Dies zeigen

auch die Beobachtungen vom Kollegen

und Vorstandsmitglied Heinz Bhend an-

lässlich der Tagung für nationale Gesund-

heitspolitik [3] wo Politiker, Institutionen

und Kassen den Kurs der Gesundheits-

politik bestimmen sollen, ohne Einbezug

der Grundversorger. Ausnahmen werden

auch hier die Regel bestätigen. So sollen

die Kosten im Gesundheitswesen durch

die Beschränkung der Ärzte in Zahl und

Einkommen gesenkt werden, wie wenn

es mit weniger und günstigeren Ärzten

weniger Diabetiker, weniger Hypertoni-

ker, weniger Herzkranke, weniger Rheu-

makranke, kurzum weniger Krankheiten

geben würde. Medikamente und techni-

sche Innovationen werden auch mit we-

niger Ärzten nicht billiger, im Gegenteil

gelten in Wirtschaftskreisen Pharma und

Medizintechnologie weiterhin als Wachs-

tumsbranchen mit entsprechend satten

Gewinnaussichten. Letztlich sehen wir

ja, wo das hinführt. 

Deshalb sollten wir Grundversorger auch

in Bern vertreten sein. Wir sollten uns

nicht nur darauf beschränken, gemachte

und verabschiedete Gesetze zu kritisie-

ren, zu beobachten und allenfalls Refe-

renden zu ergreifen, sondern wir sollten

an der gesundheitspolitischen Zukunft

mitgestalten. Natürlich gibt es bereits

Ärzte im Nationalrat, aber, bei allem ehr-

lichen Respekt vor diesen Kollegen, füh-

len Sie sich als Grundversorger z.B. durch

die Herren Gutzwiller, Cavalli oder Gün-

ther standespolitisch vertreten? 

Warum wählen wir nicht mit vereinten

Stimmen (SGAM, KHM sowie anderwei-

tige Stimmensammlungen) 2–4 Grund-

versorger in den Nationalrat, die nicht in

erster Linie Parteipolitik und Wirt-

schaftsinteressen, sondern die Grundver-

sorgerinteressen in Bern in den entspre-

chenden gesundheitspolitischen Kom-

missionen vertreten würden?

Es gibt sicherlich Kolleginnen und Kolle-

gen, die bereit wären, uns politisch zu

vertreten. Wir könnten mit unseren Mit-

gliederbeiträgen auch finanziell zur Un-

terstützungen dieser Kollegen beitragen,

wenn sie durch die politische Tätigkeit

Einbussen hätten.

Wir werden jedenfalls nicht darum

herum kommen, uns der Bevölkerung

und Politik nicht nur medizinisch, son-

dern auch politisch zu öffnen.

Dr. med. Robert Kurmann, 8134 Adliswil
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